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a u ro ra  

Auch in diesem Monat beschäftigt uns 
der Ukraine-Krieg weiterhin, besonders 
aber die Themen Militarisierung und 
Aufrüstung, die weit weg von den 
Schlachtfeldern der Ukraine um sich 
greifen: zuallererst in Deutschland, wo 
eine ganz große Koalition von Ampel und 
Union das 100-Mrd.-„Sondervermögen“ 
für die Bundeswehr beschlossen hat. Wir 
schauen uns an, wo diese Bundeswehr 
heute schon im Einsatz ist und wie die 
Aufrüstung durch einen ideologischen 
Kampf gegen den Pazifismus begleitet 
wird. 

Der Krieg hat unmittelbaren Einfluss auf 
den weltweiten Energiemarkt, wo Kauf 
und Verkauf von Öl und Gas neu 
ausgehandelt werden – bei steigenden 
Preisen ein Bombengeschäft für die 
beteiligten Konzerne, die bereit sind jede 
Rücksichtnahme aufs Weltklima über 
Bord zu werfen und Zigmilliarden 

Tonnen CO2 auszustoßen, um noch 
Zigmilliarden mehr Dollar zu scheffeln. 
Und wenn der österreichische Kanzler 
Überlegungen anstellt, einen Teil dieser 
Extraprofite zu besteuern, sehen manche 
Konservative gleich rot. 

Rot sehen auch die Beschäftigten im 
Gesundheitswesen, denen all die 
öffentliche Aufmerksamkeit in den 
Jahren der Pandemie nicht dazu 
verholfen hat, ihre Arbeitsbedingungen 
zu verbessern. Am Tag der Pflege am       
12. Mai gingen sie in vielen Ländern auf 
die Straße, und in NRW streiken sie 
schon seit über einem Monat für 
Entlastung. 

Für den Sommer haben wir auch wieder 
eine Leseempfehlung für euch und 
natürlich als Urlaubs-Geheimtipp unser 
Sommercamp an der Mecklenburger 
Seenplatte! 
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Die Staaten suchen sich ihr Lager – 
nicht ganz einfach, aber doch ... 

Die Politik von Putin hat die deutsche 
Regierung dazu gezwungen, sich enger 
mit seinen Verbündeten in der NATO zu-
sammenzuschließen. Der Weg war tat-
sächlich lang, bis Bundeskanzler Scholz 
die Entscheidung traf, auch schwere 
Waffen an die Ukraine zu liefern. Als 
mächtigstes Wirtschaftsland Europas 
war es einige Wochen unangenehm, 
öffentlich von der Ukraine getadelt zu 
werden. Dann am Abend des 19. April 
verkündete Scholz schließlich die 
Lieferung von schweren Waffen an die 
Ukraine, was dann aber u. a. alte Panzer 
waren und ein Ringtausch mit osteuro-
päischen EU-Ländern. Das brachte die 
nächste Schelte ein, nicht nur vom ukra-
inischen Botschafter in Berlin, der 
Scholz Anfang Mai noch eine „beleidigte 
Leberwurst“ nannte, sondern auch von 
den Grünen, die sich in ihrer partei-
politischen Pubertät mal in der Frie-
densbewegung rumgetrieben hatten und 
jetzt die größten Lobbyisten von Rüs-
tungsindustrie und NATO sind. Die 
nicht ganz einfache Beziehung zwischen 
Deutschland und der Ukraine besserte 
sich aber deutlich, denn für Außen-
ministerin Baerbock (Grüne) war am 10. 
Mai ein Besuch in der Ukraine wieder er-
laubt, und sie hat den Außenminister 
der Ukraine zum Treffen der G7-
Außenminister:innen eingeladen – die 
Freunde sind wieder zusammen ge-
kommen. Das besiegelte die Bundes-
regierung nach kurzer Zeit jetzt mit der 
neuen Ankündigung, das beste Flug-
abwehrsystem, das Deutschland habe, zu 
liefern sowie ein modernes Ortungs-
radar. Zeitgleich verkündete US-
Präsident Biden die Lieferung von Mehr-

fachraketenwerfern des deutschen Her-
stellers Diehl, was Scholz ausdrücklich 
unterstützen wird ... Nachdem Scholz, 
was das Ziel der NATO angeht, bislang 
eher vage blieb, Russland dürfe den Krieg 
nicht gewinnen, ist Baerbock am 1. Juni 
klarer: „Natürlich darf Russland diesen 
Krieg nicht gewinnen, sondern muss ihn 
strategisch verlieren … Die Ukraine muss 
gewinnen.“ Aber was bedeutet es wirklich, 
wenn sie von einem „Sieg der Ukraine“ 
reden und gleichzeitig alle Großmächte 
massiv aufrüsten, Waffen und Finanz-
mittel schicken? 

Gleichzeitig passiert eine Verbreiterung 
der NATO: Schweden und Finnland 
haben ihre ohnehin geheuchelte 
„Neutralität“ ganz über Bord geworfen 
und wollen Mitglied werden. Außer 
Putin nörgelt nur der türkische Präsi-
dent Erdoğan, der nur zustimmen will, 
wenn er dafür den Segen der NATO-
Länder für seinen Krieg gegen die Kur-
den bekommt. Dänemark hat sich nun 
auch der EU-„Verteidigung“ ange-
schlossen und damit ebenfalls das mili-
tärische Lager des Westens gestärkt. 

Und die USA rüsten massiv auf 

Als der Krieg begann, gab es ein kurzes 
Zögern. Aber als die Ukrainer:innen 
Widerstand leisteten und nicht über-
rannt wurden, änderte die Regierung 
ihre Politik in Richtung aggressiver 
Kriegsrhetorik gegen Putins Russland 

und beispielloser Aufrüstung. Wie 
andere Länder auch werden die USA 
massiv ihre Rüstungsausgaben erhöhen: 
Der Militärhaushalt soll auf 813 
Milliarden Dollar anwachsen. Gegenüber 
der Ukraine haben die USA (Stand 19. 
Mai) 53 Milliarden Dollar Finanzhilfen 
zugesagt und ohne Ende Waffen. Zeit-
gleich mit Scholz' Flugabwehrsystemen 
kündigte Biden die Lieferung moderns-
ter Raketenwerfer an … so geht das im 
Wochentakt. Gegenüber der New York 
Times erklärte Biden die Kriegsziele so: 
„Wir wollen eine demokratische, unab-

hängige, souveräne und wohlhabende Ukra-
ine, die über die Mittel zur Abschreckung 
und zur Verteidigung gegen weitere Angriffe 
verfügt.“ Und: „Wenn Russland für sein Vor-
gehen nicht einen hohen Preis bezahlen 
muss, wird das anderen möglichen Aggres-
soren signalisieren, dass auch sie Gebiete 
einnehmen und andere Länder unterwerfen 
können.“ Was genau heißt das? Kann uns 
das beruhigen? NATO-Generalsekretär 
Stoltenberg zerstörte gleich mal alle Er-
wartungen auf ein schnelles Ende und 
hat klar gemacht, dass der Krieg in der 
Ukraine „Jahre dauern“ kann. 

Was die Sanktionen angeht, haben die 
EU-Regierungschefs auch an der Eskala-
tionsspirale gedreht und sich auf ein 
Embargo gegen russisches Öl geeinigt, 
das allerdings erst Ende des Jahres gilt. 
Nachdem Wirtschaftsminister Habeck 
von den Grünen – offensichtlich erfolg-

S eit dem Überfall der Ukraine durch russische Truppen sind schon mehrere Zehntausend Menschen 
gestorben, sowohl auf ukrainischer, als auch russischer Seite. Die wirtschaftlichen Sanktionen 
gegen Russland gehen voran, die Inflation steigt überall, nicht zuletzt in Russland, wo die Diktatur 
Putins scheinbar unangetastet den westlichen Mächten trotzt. Die Logik des Imperialismus 

schreitet voran: Auf militärischer Ebene wächst die NATO, die Aufrüstung hat ein enormes Tempo und 
niemand kann sicherstellen, dass das Schlimmste uns nicht erst noch bevorsteht ... 

<< Aber was bedeutet es wirklich, wenn sie von 
einem „Sieg der Ukraine“ reden, und gleichzeitig 
alle Großmächte massiv aufrüsten, Waffen und 

Finanzmittel schicken?  >> 
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reich - um die Welt getourt ist, um Alter-
nativen zu russischem Erdöl zu finden, 
von dem die deutsche Wirtschaft bisher 
abhängig war, war der Weg für Sank-
tionen frei. Dass nur Öltanker davon er-
fasst sind, ist Ausdruck davon, dass viele 
EU-Länder weiter wirtschaftlich von 
Russland abhängig sind. Bezahlen 
werden die Folgen nicht nur die 
russischen Arbeitenden, sondern auch 
die Bevölkerungen der EU mit stei-
genden Preisen. Die EU-Staaten und die 
USA hat das wiederum wirtschaftlich 
enger zusammengeschweißt. 

Kürzlich telefonierten Macron und 
Scholz medienwirksam ganze 80 
Minuten mit Putin. Ein Zeichen dafür, 
dass sie – anders als die USA und Groß-
britannien - moderatere diplomatische 
Töne bevorzugen und zeigen wollen, dass 
sie doch eine unabhängige Rolle haben? 
Nicht sicher. Die Vertreter der imperia-
listischen Länder waren schon immer in 
der Lage, die ganze Klaviatur der 
„Diplomatie“ zu spielen. Und zum Ver-
handeln gehört bei ihnen auch immer 
Gewalt oder zumindest Drohung damit. 
Andererseits sitzt Scholz durchaus die 
Wirtschaft im Nacken. Die Geschäfte 
deutscher Konzerne in Russland waren 
bis zum Angriff Russlands nicht margi-
nal. Aber echtes Kopfzerbrechen dürfte 
Scholz die Abhängigkeit von russischem 
Erdgas bereiten, das für die deutsche, 
sogar die europäische Wirtschaft, die 
Basis für Stromerzeugung und praktisch 

alle chemischen Produkte ist. Inflation 
und eine handfeste Rezession sind auf 
der Tagesordnung. Da sollte der Ge-
sprächsfaden mit Putin vielleicht doch 
nicht so schnell abreißen … Dass nur drei 
Tage nach dem Telefonat Scholz und 
Biden die Lieferung der Luftabwehr-
systeme bekannt geben, ist ein Zeichen 
ihrer grundsätzlichen Einigkeit. 

Drohungen nach Drohungen auch am 
anderen Ende der Welt 

Für die USA steht im Vordergrund zu 
beweisen, dass sie immer noch der Platz-
hirsch auf der Welt sind, auch wenn die 
US-Wirtschaft nicht mehr ganz so unan-
gefochten ist. Sie wollen das nicht nur 
gegenüber Russland zeigen, sondern vor 
allem gegenüber China – niemand soll 
(ohne Erlaubnis der USA) seinen Macht-
bereich ausweiten können. Nicht zufällig 
besuchte Biden in den letzten Wochen 
wieder Japan und Taiwan, um seine 
„Freundschaft“ aufzudrängen, Handels-
verträge abzuschließen und ein paar 
Drohungen gegen China auszusprechen. 
Biden selbst hat Parallelen zwischen der 
Ukraine und Taiwan gezogen. Auf einer 
Pressekonferenz bejahte er die Frage, ob 
die USA Taiwan militärisch unterstützen 
würde, wenn China angriffe. 

Die Vertreter der Großmächte bereiten 
uns einerseits auf einen langen Krieg in 
der Ukraine vor –  andererseits haben sie 
eine enorme Rüstungsspirale in Gang ge-
setzt. Jetzt werden Waffen gekauft, von 

denen man nicht weiß, wann sie wie ge-
gen wen eingesetzt werden, aber wenn 
nötig, dann sind die Armeen der großen 
Wirtschaftsmächte aufgerüstet – es geht 
also um künftige Kriege. Tatsächlich 
könnten sich die Rivalitäten weiter zu-
spitzen, und das erhöht das Risiko eines 
allgemeinen Krieges. Dass Russland auf 
das Zusammenrücken und die Aufrüs-
tung der Ukraine (wieder) mit Tests 
seines Atomwaffenarsenals reagiert, ist 
beängstigend. Wer weiß schon, welche 
Dynamik diese oder die nächste 
Eskalation entwickelt. Die Lagerbildung, 
die wir seit drei Monaten sehen, hat 
Folgen für die ganze Welt. 

Wir haben keine Wahl, als unsere Sorgen 
umzuwandeln in Entschlossenheit und 
uns diesen Kriegshetzern gemeinsam 
und organisiert entgegenzustellen. Viel-
leicht wird es „diplomatische Lösungen“ 
für die Ukraine geben, irgendwann, aber 
verbunden mit welchen Kosten, an Men-
schenleben und Leiden? So oder so, 
sicher planen sie keine friedliche 
Zukunft für uns. Der Kapitalismus trägt 
den Krieg in sich wie die Wolke das 
Gewitter. Es liegt an uns, den 
arbeitenden Klassen hierzulande, in der 
EU und den USA, zusammen mit den 
Arbeitenden in Russland, von denen 
nicht wenige auch gegen den Krieg 
opponieren, den ganzen Irrsinn ein für 
allemal zu stoppen. 

Sabine Müller und Lorenz Wassier, Berlin 

Merkel in Moskau, August 2021 – Früher Blumen, heute Raketen, und morgen? 
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Deutschland nimmt unter den großen 
westlichen Industrienationen eine 
Sonderstellung ein – nach der 
krachenden Niederlage des National-
sozialismus im Zweiten Weltkrieg wurde 
das Land entmilitarisiert. Auch wenn es 
wirtschaftlich ziemlich schnell wieder 
auf die Beine kam und seit langem 
wieder die größte Wirtschaftsmacht 
Europas ist, blieb es militärisch für Jahr-
zehnte machtlos. Das lag zunächst am 
Willen der alliierten Siegermächte, die 
den imperialistischen Konkurrenten 
klein halten wollten, hat sich aber auch 
in der Stimmung der Bevölkerung 
niedergeschlagen, die nach 1945 wusste: 
„Nie wieder Krieg!“ 

Als Mitte der 1950er Jahre die Bundes-
wehr geschaffen wurde, geschah dies 
gegen den klaren Willen der 
Bevölkerung, die in Meinungsumfragen 
mit bis zu 75 % eine Wiederbewaffnung 

ablehnte. Es sollte noch bis 1999 dauern, 
ehe diese Bundeswehr zum ersten Mal 
kriegerisch eingesetzt werden „konnte“.  

Das westdeutsche Kapital war also jahr-
zehntelang in einer besonderen Lage: 
Die deutschen Konzerne konnten wieder 
weltweit mitmischen, Arbeitskräfte und 
Rohstoffe ausbeuten – aber sie hatten 
praktisch keine militärischen Macht-
mittel, um diese imperialistische 
Ausbeutung abzusichern. Dafür musste 
man sich auf die „Partner“ verlassen, 
allen voran die USA, die die Rolle der 
Weltpolizei spielten. Das hatte auch Vor-
teile für die deutsche Bourgeoisie – 
immerhin sparte man viele Milliarden 
an Militärausgaben. 

Ein langer Weg zurück zur 
Militärmacht 

Aber zuletzt wurden auch immer wieder 
die Nachteile deutlich: Man war 

abhängig von den strategischen 
Interessen der militärisch stärkeren 
Großmächte und bekam nicht soviel 
vom Kuchen ab, wenn es um Kriegs-
gewinne in den Krisenregionen der Welt 
ging. Und deshalb hat das deutsche 
Kapital, vertreten durch die 
Politiker:innen der großen Parteien, 
schon seit Jahren den Plan gefasst, das 
schrittweise zu ändern. 

Jede internationale Krise war gut dafür! 
Der Zerfall Jugoslawiens mit den 
schrecklichen Bürgerkriegen in den 
1990er Jahren war der Vorwand, zum 
ersten Mal seit 1945 wieder deutsche 
Soldaten in einen Kriegseinsatz zu 
schicken: den Kosovokrieg. Politisch 
durchgesetzt hat diesen Tabubruch die 
Regierung Schröder – also SPD und 
Grüne! Das Aufkommen des islamischen 
Terrorismus mit den Anschlägen vom 11. 
September  2001 wurde genutzt, um die 

I n den letzten Wochen kann man den Eindruck haben, der Begriff Pazifismus sei zum Schimpfwort 
geworden. In den 1980er Jahren gab es noch eine starke Friedensbewegung in Deutschland, die auch 
zur Entstehung der Grünen Partei beigetragen hat. Am 1. Mai meinte Bundeskanzler Scholz, 
Pazifismus sei zynisch und „aus der Zeit gefallen“, und in der Presse werden „Pazifisten“ oft als 

empathielose Putin-Versteher beschrieben, denen das Leiden der Ukrainer:innen egal sei. Was hat es mit 
dieser spezifisch deutschen Debatte auf sich? 

Friedensdemo im Lustgarten, 1922 
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Bundeswehr verstärkt umzubauen, von 
einer Armee zur Landesverteidigung hin 
zu einer Armee für Auslandseinsätze. In 
Afghanistan, wo der unrühmliche 20-
jährige Einsatz erst letztes Jahr zu Ende 
ging, war Deutschland dann schon 
hinter den USA die zweitgrößte Besat-
zungsmacht. Der damalige SPD-
Verteidigungsminister wollte „die deut-
sche Freiheit (…) am Hindukusch“ vertei-
digen. Das ganze wurde regelmäßig 
begleitet von pseudomoralischen 
Appellen, Deutschland müsse wieder 
„mehr Verantwortung“ übernehmen in 
der Welt. 

Zusätzlich wurden wir in den letzten 
Jahren gefüttert mit Erzählungen 
darüber, wie schlecht ausgerüstet die 
Bundeswehr sei: „Kaputtgespart“, mit 
Gewehren, die nicht geradeaus schießen, 
Hubschraubern, die nicht fliegen 
können und Soldaten, die ihre Westen 
selber kaufen müssen. Und das, obwohl 
das jährliche Militärbudget von 2015 bis 
2021 schon um 47 % auf 56 Mrd. Euro 
erhöht wurde! Ein bisschen peinlich war 
das schon, aber doch wunderbar dafür 
geeignet, die öffentliche Meinung vorzu-
bereiten darauf, dass die Armee nun 
richtig fett gemacht werden soll. 

Denn die Bevölkerung war skeptisch: 
Noch 2017 waren 55 % gegen eine 
Erhöhung des Militärhaushalts, nur 42 % 
dafür. Das hatte sich bis 2020 kaum 
geändert. Jetzt aber hat Putins Krieg die 
Stimmung umschlagen lassen, so wie die 
mächtigen Konzerne es sich lange 
gewünscht haben: Wenige Tage nach Be-
ginn des Ukraine-Krieges lagen mehrere 
Umfragen bei 60-75 % Zustimmung für 
das von Scholz angekündigte 100-Mrd.-
Paket für die Bundeswehr, das nun am 3. 
Juni im Grundgesetz verankert wurde. 

Wenn überall zum Sturmangriff auf den 
Pazifismus geblasen wird, ist das nur ein 
weiterer Schritt auf dem Weg zur 
„Normalisierung“ deutscher Außen-
politik. So wie die USA auf der ganzen 
Welt und wie Frankreich in Westafrika, 
will auch Deutschland im Interesse 
seiner Kapitalist:innen wieder eine 
vordere Geige spielen bei der 
gewaltsamen Aufrechterhaltung dieser 
zutiefst ungerechten weltweiten Wirt-
schaftsordnung. Dabei stören Stimmen, 
die auf Abrüstung setzen – deshalb sind 
sie „aus der Zeit gefallen“. 

Doch Pazifismus ist auch keine Lösung 

Wir revolutionäre Sozialist:innen sind 
dabei nicht pazifistisch. Denn gegen 
Ausbeutung und Unterdrückung, die 

regelmäßig mit Waffengewalt durch-
gesetzt wird, ist es legitim und sogar not-
wendig, sich – auch bewaffnet – zu 
wehren. Immer dann, wenn die Unter-
drückten beginnen, sich mit Aussicht 
auf Erfolg gegen ihre Ausbeuter:innen zu 
organisieren, entdeckt auch die herr-
schende bürgerliche Klasse wieder ihr 
Herz für den Pazifismus, indem sie den 
„gewaltfreien Widerstand“ predigt. 
Klassisches Beispiel ist Indien mit dem 
wohl berühmtesten Pazifisten Mahatma 
Gandhi. Er wollte Indiens Unab-
hängigkeit von England, doch seine 
größte Sorge war, dass die mobilisierten 
indischen Massen auch gleich Groß-
grundbesitz und Kapitalismus über den 
Haufen werfen könnten. Deshalb war 
ihm der Gewaltverzicht so wichtig. 
Unter den besonderen Umständen nach 
dem Krieg konnte er so tatsächlich die 
Unabhängigkeit Indiens durchsetzen. 
Doch der Verzicht auf Gewalt gegen das 
herrschende Bürgertum hat sich für die 
Massen böse gerächt – um die soziale 
Kontrolle zu behalten, haben die Besit-
zenden nämlich Hindus und Moslems 
gegeneinander gehetzt und einen Bür-
gerkrieg heraufbeschworen, der viel 
blutiger war als eine Revolution hätte 
sein müssen. 

Auch gegen Putins Angriffskrieg auf die 
Ukraine ist bewaffneter Widerstand 
gerechtfertigt1. Doch die Arbeiter:innen 
der Ukraine haben dabei nicht dieselben 
Interessen wie ihre Oligarch:innen, 
deren Machtansprüche die Regierung 
Selenskyjs verteidigt, der den Krieg 

genutzt hat um elementare 
Arbeitsrechte abzubauen. Damit der 
Krieg in der Ukraine nicht zu einem 
langen Blutvergießen führt, an dessen 
Ende entweder russische oder 

ukrainische Oligarch:innen ein zer-
störtes Land weiter schröpfen, müssten 
die Arbeitenden in der Ukraine sich für 
ihre eigenen Interessen unabhängig 
organisieren und ihre Verteidigung in 
die eigenen Hände nehmen. Dann 
könnten sie auch mit mehr Aussicht auf 
Erfolg an die einfachen Soldaten in 
Putins Armee appellieren, mit der Per-
spektive eines Zusammenschlusses der 
einfachen Bevölkerung, gegen Putin, 
gegen seine Diktatur und den von ihm 
begonnenen Krieg. 

Fazit 

Doch zurück zur deutschen Debatte: Wir 
stehen ganz klar gegen die Aufrüstung 
Deutschlands und die dahinter-
stehenden Pläne von Konzernen und 
Regierung, für die das Leid in der 
Ukraine nur ein neuer Vorwand ist, wie 
es zuvor Jugoslawien, der Terrorismus 
oder Afghanistan waren. Aber statt dem 
eine illusorische pazifistische 
Perspektive entgegenzusetzen, halten 
wir es mit Georg Büchner: „Friede den 
Hütten, Krieg den Palästen!“ 

Richard Lux, Berlin 

 

Fußnoten 

1 Einen ausführlichen Diskussions-
beitrag dazu hat es in Aurora Nr. 24 gege-
ben: https://www.sozialismus.click/die-
stellung-von-revolutionaerinnen-zum-
krieg  

<< Wenn überall zum Sturmangriff auf den 
Pazifismus geblasen wird, ist das nur ein weiterer 

Schritt auf dem Weg zur „Normalisierung“ 
deutscher Außenpolitik. So wie die USA und 

Frankreich will auch Deutschland im Interesse 
seiner Kapitalist:innen wieder eine vordere Geige 
spielen bei der gewaltsamen Aufrechterhaltung 

dieser zutiefst ungerechten weltweiten 
Wirtschaftsordnung. >> 
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D eutschland hat sich seit den 90er Jahren zwar verstärkt aber eher „diskret“ an militärischen 
Einsätzen beteiligt. Die von Bundeskanzler Scholz mit Beginn des Krieges in der Ukraine 
verkündete „Zeitenwende“ ist der Anfang einer Beschleunigung und Ausweitung der 
Kriegseinsätze der Bundeswehr. Seit der Niederlage der Wehrmacht war die Kriegsrhetorik nie 
so scharf wie jetzt. Wie weit sind wir schon? 

Die Ankündigung des 100-Milliarden-
Aufrüstungsprogramms war für Scholz 
ein gewisses Wagnis, denn sie stand im 
Gegensatz zur Stimmung in der Bevölke-
rung, die mehrheitlich gegen Aufrüstung 
war. Das Stänkern der CDU in den 
letzten Tagen, der die ersten konkreten 
Pläne der Bundesregierung nicht weit 
genug zugunsten der Bundeswehr-
aufrüstung gingen, bedeutete genau 
genommen Rückenwind für Scholz‘ 
Programm. Die Mega-Koalition aus SPD, 

Grünen, FDP und CDU ist sich 
schließlich handelseinig geworden: das 
Grundgesetz wurde geändert und die 
100 Milliarden fest als „Sonder-
vermögen“ reingeschrieben, so dass die 
Rüstungskonzerne sicher mit 
milliardenschweren Aufträgen planen 
können. 

Ob Luftwaffe oder Landstreitkräfte, 
das Geld wird in die Luft gejagt 

Künftig sollen so jedes Jahr 2 % des 

Bruttoinlandsproduktes, mehr als 70 
Milliarden Euro, für die Bundeswehr 
eingeplant werden, was ein fetter 
Anstieg ist. Dafür sollen sowohl das 100 
Milliarden-Sondervermögen als auch der 
allgemeine Bundeshaushalt angezapft 
werden. Finanzminister Lindner von der 
FDP ist auch zufrieden, denn für das 
„Sondervermögen“ der Bundeswehr wird 
der Staat zwar neue Schulden machen 
(volle Zustimmung von Lindner), aber 
sonst bleibt es bei der „Schuldenbremse“ 
im Grundgesetz. Das heißt für den 
Öffentlichen Dienst und Soziales dürfen 
keine Schulden gemacht werden, was 
nach Logik der FDP und der anderen 
Parteien (die auf keinen Fall Konzerne 
und Superreiche besteuern wollen) 
bedeutet: Dafür ist dann kein Geld da. 
Die Einkaufsliste der SPD-
Verteidigungsministerin ist voll 
modernster Militärtechnik, darunter US-
Tarnkappenjets F-35, mit denen sich 
Atomsprengköpfe transportieren lassen, 
und bewaffnete Heron TP-Drohnen. 

Deutschland bleibt bislang im Verhält-
nis zu seiner Wirtschaftsmacht 
militärisch noch wenig engagiert. Aber 
Scholz hat Visionen und erklärte gegen-
über der Presse, Deutschland werde in 
Europa bald über die größte 
konventionelle Armee im Rahmen der 
NATO verfügen. Das Aufrüstungs-
programm passiert in beängstigendem 
Tempo. 

Neu ist auch, dass Deutschland offen 
(und nicht nur versteckt wie bisher) 
Waffen in Kriegsgebiete liefert, denn 
nichts anderes passiert in Bezug auf die 
Ukraine. Zur Frage, was genau da ge-
liefert wird und vor allem wann, gibt es 
fast täglich widersprüchliche Aussagen 
in der Presse. Mit der neuesten Ankün-
digung von Scholz, dass High-Tech-
Flugabwehrsysteme geliefert werden, 

Die Bundeswehr hat es mit der Rekrutierung schwer. Aber wer fühlt sich 
auch schon dazu berufen, zu zerstören und zu töten? 
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sehen wir eine Eskalation, die vor 
wenigen Monaten unvorstellbar schien. 
Deutschland hat der Ukraine auch 
Milliardenkredite zugesagt, damit sie bei 
deutschen Rüstungsfirmen Waffen-
systeme kaufen können. Aber was, 
wieviel? Waffengeschäfte waren noch 
nie besonders transparent. Doch in 
Bezug auf Ukraine-Geschäfte hat die 
Bundesregierung nun das letzte 
bisschen Scheindemokratie abgelegt und 
ausdrücklich die „kommerziellen Kriegs-
waffenausfuhren“ besonders strenger 
Geheimhaltung unterworfen. Die 
Bundesregierung nennt das „Sicherheit“. 
Für wen? 

Direkte Kriegseinsätze ... auch das geht 
voran 

In Bezug auf die Ukraine versucht die 
Bundesregierung noch den Schein zu 
wahren, nicht direkter Beteiligter zu 
sein. Aber anderswo ist die Bundeswehr 
längst an Einsätzen beteiligt: mal unter 
dem Etikett der UNO, mal der EU. 
Schwer zu wissen, was sich hinter den 
wechselnden Einsätzen und 
„Operationen“ wirklich verbirgt. Die 
offizielle Zahl der beteiligten Soldaten 
scheint niedrig und die geringe 
Beteiligung Deutschlands löst immer 
wieder Vorwürfe bei NATO-Partnern aus. 
Aber der Anteil der Bundeswehr mit 
ihrer Luftwaffe, Kriegsschiffen und 
Logistik ist nicht zu vernachlässigen. 
Ohnehin spielen bei der NATO längst 
Strategien  des „kleinen Fußabdrucks“ 
oder „remote control“ eine größere Rolle: 
Einsatz flexibler Spezialkräfte, Drohnen, 
private Sicherheitsfirmen und 
Ausbildung von Soldaten vor Ort, die die 
Drecksarbeit machen. Auf ihrer Website 
listet die Bundeswehr Einsätze unter 
anderem im Irak, Südsudan, Mali, 
Baltikum, im Mittelmeer (gegen 
Flüchtlinge), im Libanon (der UNIFIL-
Einsatz wird von einem deutschen 
Admiral geführt) und in Litauen auf (seit 
2017 die „Ostflanke der NATO“ gegen 
Russland), wo Deutschland die Führung 
der Battle Group innehat. Gleichzeitig 
hat Deutschland eine zentrale Rolle bei 
der 2014 aus Anlass der Annexion der 
Krim durch Russland ins Leben 
gerufenen speziellen Eingreiftruppe der 
NATO (Very High Readiness Joint Task 
Force), für die von 2022 bis 2024 
insgesamt mehr als 16.000 Soldat:innen 
aus Deutschland bereitgestellt werden. 

Diese Truppe übt gerade den Krieg in 
Niedersachsen in einem der vielen 
NATO-Manöver. Ein deutscher 
Brigadegeneral lobte die diesmal 
besonders auffällige Ernsthaftigkeit der 
Soldat:innen und dass die Beschaffung 
von Material dieses Mal so einfach sei, 
man habe Rückenwind… 

Imperialistische Kriege werden nicht 
nur an einer Front geführt. Scholz war 
gerade in Senegal, Niger und Südafrika, 
nachdem Baerbock und Lambrecht vor 

einigen Wochen schon in Mali und 
Niger waren. Da Frankreich sich 
entschieden hat, Mali militärisch zu 
verlassen, hat Deutschland dort die 
Hauptrolle übernommen. Der Bundestag 
hat gerade den Bundeswehreinsatz in 
Mali bei der MINUSMA unter der Fahne 
der UNO für ein Jahr verlängert und die 
Obergrenze von 1.100 auf 1.300 Soldaten 
erhöht. Die ausländischen militärischen 
Einsätze in den Nachbarländern Burkina 
Faso und Niger sind auch sehr lebendig. 
Die Sahelzone ist bereits seit 2013 von 
Militär aus den USA, Frankreich, aber 
auch Deutschland überschwemmt, alles 
unter der Fahne des „Anti-
Terrorkampfes“. So ist die Bundeswehr 
schon lange unter der MINUSMA-Flagge 
auch in Nigers Hauptstadt aktiv und 
sichert den logistischen Lufttransport 
zusammen mit Frankreich. Die 
Bundeswehr bildet zudem nigrische 
Spezialkräfte aus. 

Weil die frühere Kolonialmacht 
Frankreich bei vielen Menschen der 
Region verhasst ist und die Deutschen 
„diskreter“ und „neutraler“ erscheinen, 
eignen sie sich besser dafür, den 
Polizisten in der rohstoffreichen und 
strategisch wichtigen Region zu spielen. 
Sind die Operationen der Bundeswehr 
im Sahel also ein Erfolg? Laut Bundes-
regierung ja. Doch die Attacken 
verschiedener bewaffneter Milizen, vor 
allem islamistischer Gruppierungen, 
nehmen seit Jahren zu und terrorisieren 

die Bevölkerungen. Gerade haben 
Dschihadisten wieder ein Massaker in 
Burkina Faso angerichtet. Den mali-
schen Streitkräften wird vorgeworfen, 
Ende März ein Massaker an Zivilisten 
mit 300 Toten verübt zu haben. In den 
Bevölkerungen gibt es einen Mix aus 
leeren Hoffnungen, dass ausländische 
Kräfte Schutz bieten könnten, und 
gleichzeitig Wut über deren Dominanz. 
Es gibt immer mal wieder Proteste gegen 
die ausländischen Besatzungstruppen. 

Auch Russland und China erscheinen 
seit kurzer Zeit auf dem afrikanischen 
Kontinent. Was Russland angeht, ist 
deren Aktivität nicht nur wirtschaftlich, 
sondern auch militärisch. Das hat zum 
Beispiel in der Sahelzone etwas 
geändert: die Wagner-Group, ein Netz-
werk russischer privater Sicherheits-
firmen, ist aktiv. Angesichts drohenden 
Hungers verhandelt Mali direkt mit 
Russland über Getreidelieferungen. Ein 
Faktor, der die EU und die USA stört, die 
weiterhin die Oberhoheit für sich bean-
spruchen. Die Bevölkerung der Sahel-
zone findet sich nun zunehmend wieder 
im Kräftemessen großer Wirtschafts-
verbände. Gewalt und Not haben immer 
die Beziehungen Afrikas mit den Groß-
mächten gekennzeichnet. Und Deutsch-
land ist bereits jetzt Teil dieses perma-
nenten Kriegszustands, mal mit eigenen 
Interessen, mal zur Unterstützung von 
Partnern, aber immer für im-
perialistische Ziele. Schluss damit! 

03.06.2022 

Sabine Müller und Lorenz Wassier, Berlin 

Zu Hintergründen des Bundeswehr-
einsatzes in Mali siehe auch: https://
www.sozialismus.click/soldatinnen-der-
deutschen-bundeswehr-und-des-
oesterreichischen-bundesheeres-in-mali
-warum-wofuer/ bzw. Aurora Ausgabe 23 

<< Deutschland spielt eine zentrale Rolle bei der 
2014 ins Leben gerufenen speziellen Eingreiftruppe 

der NATO. Die Truppe übt in Niedersachsen gerade 
den Krieg. Ein deutscher General lobte, dass die 

Beschaffung von Material dieses Mal so einfach sei, 
man habe Rückenwind.  >> 

https://www.sozialismus.click/soldatinnen-der-deutschen-bundeswehr-und-des-oesterreichischen-bundesheeres-in-mali-warum-wofuer/
https://www.sozialismus.click/soldatinnen-der-deutschen-bundeswehr-und-des-oesterreichischen-bundesheeres-in-mali-warum-wofuer/
https://www.sozialismus.click/soldatinnen-der-deutschen-bundeswehr-und-des-oesterreichischen-bundesheeres-in-mali-warum-wofuer/
https://www.sozialismus.click/soldatinnen-der-deutschen-bundeswehr-und-des-oesterreichischen-bundesheeres-in-mali-warum-wofuer/
https://www.sozialismus.click/soldatinnen-der-deutschen-bundeswehr-und-des-oesterreichischen-bundesheeres-in-mali-warum-wofuer/
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Lutz und Huber – das Maß aller Dinge 

Lutz und Huber, die zwei Oberbosse aus 
dem DB-Bahnvorstand haben für sich 
eine Gehaltserhöhung von 10% 
rausgehaun. Angesichts der Inflation 
nicht schlecht. Aber nicht etwa 10% in 
Höhe eines Eisenbahnerbruttolohns, 
sondern auf 900.000 bzw. 650.000 Euro, 
macht 90.000 bzw. 65.000 Euro mehr 
PRO JAHR! Da wird einem beim Tippen 
der Nullen ganz wuschelig. Damit hat 
unser aller Vorstand die Messlatte für 
Lohnerhöhungen ordentlich hochge-
hängt. Was der Bahnvorstand für 
angemessen hält, gilt ja dann auch für 
uns... 

Peace-washing 

Angesichts der katastrophalen Situation 
in der Ukraine und der drohenden 
Schwierigkeiten für Getreidelieferungen 
präsentierte sich die Deutsche Bahn (DB) 
mit einer weiteren Geste der Solidarität: 
einer Schienenbrücke und einer 
Getreidebrücke, um Getreide aus der 
Ukraine zu bringen. Die Bahntochter DB 
Cargo macht einen auf Heilsbringer. Das 
ist verdächtig. 

Die DB ist dicke im Geschäft mit 
Militärtransporten. Der Schienen-
transport ist tragende Säule in der 
Logistik der Bundeswehr und der 
Rüstungsunternehmen. DB Cargo-
Chefin Nikutta rühmte  vor einem Jahr 
in einem Interview mit der Zeitung 

„Wehrtechnik“ das „Rundumsorglospaket“ 
von DB Cargo für die Bundeswehr und 
andere Streitkräfte. Sie plauderte über 
den guten Kontakt, als ginge es um die 
Lieferung von Nudeln und Klopapier. Die 
Militärtransporte werden wie alle 
anderen Transporte abgewickelt, immer 
sehr diskret, ohne besonders aufzufallen. 
Aber seit 2019 gibt es einen 
„Rahmenfrachtvertrag“ zwischen DB 
und Bundeswehr.  

Seitdem die NATO beschlossen hat, sich 
beschleunigt Richtung Osten 
auszubreiten und es mehr Manöver gibt, 
ist Deutschland zur Drehscheibe von 
Militärtransporten in Europa geworden, 
auf der Schiene und mit LkW. Wie groß 
ist der Anteil der DB und was wird daran 
verdient? Nicht so wenig, wenn man 
sieht, wie die Bahn bemüht ist, sich ein 
kornblumenblaues-sonnenblumiges 
Image zu geben. 

Wo der Stahl herkommt 

Regio hat angekündigt, dass sie die  
Dosto-Züge schonen wollen. Warum? 
Die Bahn hatte mal die Produktion von 
Achsen und Radreifen in die Ukraine 
ausgelagert: das Stahlwerk, dass (sicher 
mit schlechteren Arbeitsbedingungen 
als in Deutschland) für Regio 
produzierte, steht in Mariupol. Genau 
das Stahlwerk, das seit Wochen im 
Zentrum der Presse stand. 

Durch den Krieg erfahren wir, wo große 

Konzerne überall so produzieren lassen. 
Die arbeitenden Menschen dort sind uns 
oft näher, als man ahnt... 

Ausschreibung unterm Radar 

Was ist eigentlich der Stand mit der 
Ausschreibung der Teilnetze Stadtbahn 
und Nord-Süd der Berliner S-Bahn und 
die weitere Privatisierung des S-
Bahnnetzes? Da war doch was …  

Ein paar „Interessenten“ hatten sich vor 
einigen Monaten für die Übernahme des 
S-Bahnnetzes gemeldet und dann wurde 
mit dem Verkehrsverbund vbb und der 
Berliner Landesregierung im Geheimen 
rumverhandelt. An den endgültigen 
Angeboten wird also jetzt gerade fleißig 
gepinselt. In den Büros der 
„Bewerber“ (also der großen 
Bahnkonzerne) machen sie sich gerade 
ne Platte, wo noch die Daumenschraube 
beim Personal angesetzt werden kann. 
Ein Dutzend Leute mehr oder weniger 
macht vielleicht den Unterschied. 
Pullerpause? Mittagspause mit 
ordentlich am Tisch sitzen und vom 
Porzellanteller essen? Ist dann eben 
nicht. Wenn man jetzt schon ständig das 
Gefühl hat, mit den frühen 
Schichtanfängen 4 Uhr und langen 
Diensten von 10 Stunden und mehr 
ausgelutscht zu werden, dann ist das Teil 
des Planes. Die letzte Ausschreibung der 
Berliner Verkehrsbetriebe für Buslinien 
ist eine Warnung. Denn das brachte 
große Probleme: ein Busunternehmen, 
das jahrzehntelang gefahren war, flog 
raus und 280 Leute verloren ihre Jobs. 
Dafür kam ein Busunternehmen, das 
völlig unvorbereitet war. Solche 
Probleme sind bei Ausschreibungen (ein 
Wort, das verstecken soll, dass es um 
Konkurrenz großer Konzerne auf dem 
Rücken der Beschäftigten geht) ganz 
normal. 

Der Berliner Senat will am Ende dieses 
Jahres den Unternehmen den Zuschlag 
für das S-Bahn-Netz erteilen. Ein 
bisschen Gegenwind von Bahner:innen 
könnte die „Interessenten“ erschrecken. Bild: Klasse gegen Klasse; ver.di Mitgliederversammlung vom 1. März 

Nachfolgend einige aktuelle Kurzartikel aus unserem Betriebsflugblatt „Der Zugfunke“ bei der Deutschen Bahn . 
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P flege ist ein gesellschaftspolitisches Thema. Das Thema Pflege betrifft uns alle!“ tönt es aus den 
Lautsprechern von der Bühne, als eine Kollegin aus der Pflege die katastrophalen Bedingungen in 
den Krankenhäusern anprangert.  

Am 12.5.2022, dem internationalen Tag 
der Pflege, riefen die verschiedenen Teil-
gewerkschaften des Gesundheits-
bereiches dazu auf, gegen den Pflege-
notstand auf die Straße zu gehen. Über 
Zehntausend folgten österreichweit dem 
Aufruf, um ihrem Unmut lauthals Aus-
druck zu verleihen. Auffällig war, dass 
gerade viele Beschäftigte, die in den 
letzten Jahren bei kämpferischen Basis-
bewegungen aktiv waren, nicht an der 
gewerkschaftlichen Demonstrationen 
teilgenommen haben, bei der mit 
Partybus und entsprechender Musik für 
Stimmung gesorgt wurde. 

Nicht erst seit der Pandemie sind die 
Zustände in den Krankenhäusern und 
die Arbeitsbedingungen für das Personal 
geradezu unerträglich. Die Corona-
situation ist nur die Spitze des Eisberges 
eines Gesundheitsystems, das seit Jahr-
zehnten nach Gewinninteressen 
umstrukturiert, flexibilisiert und ausge-
presst wird und das auf dem Rücken der 
Kolleg:innen in der Pflege und den 
Patient:innen. Es ist nicht erst nach über 
zwei Jahren Pandemie, dass die 
Kolleg:innen von menschenunwürdigen 
Bedingungen sprechen, von grob fahr-
lässigen Situationen für alle Beteiligten. 
Kein Wunder, dass es nun mit der hinzu-
kommenden Pandemie-Belastung zu 
einer Kündigungswelle vor allem unter 
den jungen Kolleg:innen kommt. Nur 
wenige bleiben länger als 5 Jahre in dem 
Beruf, einer der Hauptgründe dafür ist 
die Unvereinbarkeit von Job und einem 
Leben außerhalb. Bis 2030 werden laut 
Studien 75.000 Pflegekräfte fehlen und 
das beim schlechten Personalschlüssel.  

Um dem entgegenzuwirken, präsentierte 
die österreichische Bundesregierung 
nicht zufällig am 12.5. die lang 
angekündigte Pflegereform.  

„Die größte Pflegereform seit Jahr-
zehnten“, heißt es, doch was wird wirk-

lich bei den Kolleg:innen ankommen? 
Ein Monatsgehalt mehr im Jahr, für die 
nächsten zwei Jahre, bei der steigenden 
Inflation bedeutete das im Grunde eine 
Null-Lohn-Runde. Eine 6. Urlaubswoche 
ab dem 43. Lebensjahr, lächerlich, wenn 
man bedenkt, dass der Großteil früher 
aussteigt. Die sichtbarste Verbesserung 
scheint noch in den neuen Ausbildungs-
zuschüssen von 600€ im Monat zu 
liegen, doch auch diese Maßnahme wird 
nicht ausreichend sein, um den Pflege-
beruf attraktiver zu machen, außerdem 
kommt die Ausbildungsoffensive reich-
lich spät und bei steigenden Lebenser-
haltungskosten sind 600€ nicht mehr 
als ein Taschengeld. Arbeitszeit-
verkürzung im Sinne der Kolleg:innen 
oder gesicherte Freizeit ohne spontan in 
den Dienst gerufen zu werden, gibt es 
damit nicht. Auch enthält das Paket 
keine Lösung für die 24h-Betreuung. 
Was dafür kommt, ist die von der FPÖ 
lang ersehnte Pflegelehre: weniger quali-
fiziert ausgebildete und damit billigere 
Arbeitskräfte. 

Die Reaktion der Kolleg:innen ist zu 
Recht kritisch – zu lange hat man auf 
Verbesserungen gewartet und gehofft, zu 
lange ist nichts passiert. 

Doch selbst wenn es zu einer Umsetzung 
kommt, weder die minimalen Maß-
nahmen der Pflegereform der Regierung 
noch eine einmalig organisierte 
Demonstration der Gewerkschaften wird 
die Situation für die Kolleg:innen und 
Patient:innen ausreichend verbessern. 
Es braucht eine langfristige Organi-
sierung der Kolleg:innen im Kranken-
haus mit solidarischer Unterstützung 
der Patient:innen, um ihre Forderungen 
zu erkämpfen.  

Aktivist:innen der RSO haben als Teil der 
Wiener Partei LINKS eine Kampagne in 
Richtung Krankenhäuser und Pflege 
begonnen. Vor Krankenhäusern und bei 
der Demonstration wurden spezifische 
Flugblätter verteilt um Kolleg:innen an-
zusprechen. Am 13.5. organisierten wir 
eine Veranstaltung, bei der aus der 
Pflege und von Kämpfen im Gesund-
heitsbereich berichtet wurde. Diese 
Aktivitäten sollen nur der Auftakt sein, 
um längerfristig klassenkämpferische 
und revolutionäre Ideen in diesem Teil 
der Arbeiter:innenklasse zu verankern. 

 Nike Milos. Wien 
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S eit dem 4. Mai, also einem guten Monat, streiken die Beschäftigten der sechs Unikliniken in 
Nordrhein-Westfalen. Allein in Düsseldorf legen täglich 300 bis 500 Kolleg:innen ihre Arbeit nieder. 
Das gemeinsame Ziel der Streikenden: Entlastung. Ein Ende ist noch nicht in Sicht. 

Diagnose: Kaputt gespart 

Es geht nicht nur um die Pfleger:innen, 
die alleine stressige Nachtschichten 
schieben müssen, sondern auch um die 
vielen Anderen des Klinikalltags. Zum 
Beispiel die Kita-Erzieher:innen, die sich 
mit viel zu viel Kindern konfrontiert 
sehen, die unterbesetzten Malerei-
werkstätten oder die Azubis, die selbst 
den Laden schmeißen müssen, weil Aus-
bilder:innen fehlen. Denn Gewinn-
orientierung und Sparmaßnahmen 
treffen eben alle. Sie verschlechtern die 
Arbeitsbedingungen, weil noch der letzte 
Rest aus dem zusammengestrichenen 
Personal herausgequetscht werden soll, 
und verschlechtern das Arbeitsergebnis, 
weil die nötige Zeit für die Patient:innen 
fehlt. So bleibt, auch wenn die Inflation 
momentan die Löhne frisst und die 
winzige Lohnerhöhung von letztem 
Winter dem nichts entgegensetzt, das 
Finanzielle für die meisten neben-
sächlich und die Entlastung oberstes 
Gebot. 

Was hilft? Streiken! 

Oft stehen die Streikenden im Zwiespalt, 
eigentlich ihre Arbeit gerne machen zu 
wollen, aber auch zu merken, dass es auf 
diese Weise nicht weitergehen kann. 
Klar ist: Ein Krankenhaus kann nicht 
ganz schließen. Doch dabei ist das 

Drängen der Klinikleitungen offen-
sichtlich, möglichst viele Betten und 
Operationssäle zu öffnen und dem Streik 
so die Kraft zu nehmen, und der 
„Helfer:innenkomplex“ steht hier auf der 
falschen Seite. Je mehr Betten ge-
schlossen werden, desto mehr tut es der 
Gegenseite weh. Nur ein konsequenter 
Streik kann zu Verbesserungen führen – 
streiken ist helfen! 

Eine neue Art von Kampagne 

Derweil ist die Streikbeteiligung in 
Düsseldorf hoch, wenn auch leicht rück-
läufig, und das Streikzelt gut besucht. 
Immer wieder besprechen engagierte 
Kolleg:innen dort ihre Erfahrungen. 
Beschäftigte jeweils einer Abteilung 
sammeln zusammen Missstände und 
diskutieren die erforderliche Personal-
bemessung. Die Forderungen werden 
also viel mehr als in vergangenen 
gewerkschaftsgeführten Kämpfen durch 
die Arbeiter:innen selbst bestimmt. Oft 
schwingt aber auch die Angst mit, am 

Ende als besondere Abteilung nicht in 
den Tarifvertrag zu kommen und leer 
auszugehen. 

Diese Entlastungskampagne wird von 
derselben von ver.di beauftragten Firma 
organisiert wie schon die Berliner 
Krankenhausbewegung des letzten 

Jahres, mit offensichtlichen Ähnlich-
keiten zwischen den beiden. Hier wie 
dort stellte ver.di den Kliniken ein 100-
tägiges Ultimatum, während dessen für 
den Streik mobilisiert wurde und 
welches vor einer anstehenden Land-
tagswahl endete. Über den Berliner 
Streik berichteten wir ausführlich und 
auch zum sogenannten „Organizing“, das 
die Firma betreibt, gaben wir in Aurora 
Nr. 25 eine Einschätzung. Letztlich ist es 
so: Der Streik und seine Schlagkraft 
leben von der Aktivität der Beschäftigten 
selbst. Sie wächst, wenn die Kolleg:innen 
sich austauschen, diskutieren, gemein-
same Entscheidungen treffen und diese 
später reflektieren – das gilt es zu 
stärken! 

Den eigenen Streik in die Hand 
nehmen 

Im Uniklinikum Essen haben die 
Streikenden dafür eine Struktur: Wie 
schon im Streik 2018 werden dort alle 
wichtigen Entscheidungen auf den 
Streikversammlungen getroffen, die von 
einem gewählten Streikkomitee vor-
bereitet werden. Dadurch sind tat-

<< Jegliches Zugeständnis an die Streikenden 
bedeutet für Klinikleitungen und den Staat höhere 
Kosten und wird daher immer hart umkämpft sein. 

Die Umsetzung der Forderungen liegt also am 
Druck, den der Streik aufbauen kann. Umso 

wichtiger, dass während der Verhandlungen weiter 
gestreikt wird!  >> 
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sächlich alle, die streiken, verantwortlich 
für ihren Streik. 

Der Gewerkschaftsapparat hat in der 
Regel etwas dagegen, wenn die 
Arbeitenden ihre Interessen und ihren 
Streik selbst vertreten, weil es seinen 
Spielraum für Manöver, Verhandlungen 
und faule Kompromisse einschränkt. 
Aber keine Form der Organisation bietet 
eine so breite und repräsentative Demo-
kratie wie die Vollversammlung aller 
jeweils aktuell Streikenden. Sie können, 
gerade wenn sie untereinander offen 
diskutieren und alle Informationen vor-
liegen haben, am besten die Stimmung, 
die Probleme und Möglichkeiten, den 
Streik auszuweiten, einschätzen. 

Wenn es zum Beispiel darum geht, ob 
ein Streik mit ganzer Kraft weitergeführt 
wird, oder ob man einzelne Zuge-
ständnisse machen soll um Verhand-
lungen zu ermöglichen, gilt es abzu-
wägen, und nur die Streikenden selbst 
können ihre Entschlossenheit und ihre 
Kraft einschätzen. 

In einem selbst organisierten Streik mit 
einem Streikkomitee, dass der Voll-
versammlung der Streikenden verant-
wortlich ist, übernehmen die 
Arbeitenden ein Stück weit die Macht in 
ihrem Betrieb. Das ist auch ein kleiner 
Ausblick auf eine andere, vom Profit 
befreite Gesellschaft, in der tatsächlich 
die Arbeitenden die Geschicke der 

gesamten Gesellschaft in die eigenen 
Hände nehmen werden. 

Ein doppelter Gegner 

Seit dem 20. Mai laufen nun Verhand-
lungen. Mehr oder weniger: Während die 
Beschäftigten nacheinander die ab-
teilungsspezifischen Forderungen vor-
tragen, probieren die Klinikleitungen es 
mit Aussitzen – in der Hoffnung, dass 
der Streik mit der Zeit an Dynamik ver-
liert. Für den Verhandlungstag am 9. 
Juni wird ein Angebot der Vorstände er-
wartet. Ihnen schwebt jedoch ein Tarif-
vertrag nur für bestimmte Berufs-
gruppen vor. Wir müssen uns klar gegen 
diese Spaltung der Belegschaft stellen! 

In politischer Verantwortung bleibt 
nach den Landtagswahlen von Mitte 
Mai die CDU, voraussichtlich in einer 
Koalition mit den Grünen. Sie geben sich 
fortschrittlich: CDU-Gesundheits-
minister Laumann hatte im Vorfeld des 
Streiks versöhnliche Töne angeschlagen 
und die Grünen haben noch deutlichere 
Unterstützung geäußert. In den 
Verhandlungen zeigt sich, dass das leere 
Phrasen waren. Die Politik schiebt es auf 
die Vorstände, die Vorstände schieben es 
auf die Politik – letztlich sind beide in 
der Verantwortung. Die Ökonomisierung 
des Gesundheitswesens, die von 
Parteien aller Farben vorangetrieben 
wurde, steht im Widerspruch zu einem 
bedarfsgerechten Krankenhaus.  

Jegliches Zugeständnis an die 
Streikenden bedeutet für Klinik-
leitungen und den Staat höhere Kosten 
und wird daher immer hart umkämpft 
sein. Die Umsetzung der Forderungen 
liegt also am Druck, den der Streik auf-
bauen kann. Umso wichtiger, dass 
während der Verhandlungen weiter 
gestreikt wird! 

Ausweitung des Streiks 

Am Anfang des Streiks hatte es noch 
gemeinsame Pressekonferenzen mit 
dem Sozial- und Erziehungsdienst 
gegeben, der sich bundesweit im ver.di-
geführten Tarifkampf befand. Am 18. Mai 
kam es dort zu einem Abschluss, doch 
die Unzufriedenheit mit dem Ergebnis 
ist hoch. Es ist eine verpasste Chance, 
die beiden ähnlichen Kämpfe zu ver-
binden und gemeinsam erfolgreicher zu 
führen. Auch in der Uniklinik selbst 
streiken nicht alle mit: Die in Subunter-
nehmen ausgelagerten Kolleg:innen 
haben allerdings mit genau denselben 
Problemen zu kämpfen. Das Ziel muss 
die Ausweitung des Streiks auf alle im 
Lager der Arbeitenden sein. Die 
Forderungen sind klar, der Kampfgeist 
ist hoch, nur der Streik bringt 
Veränderung! 

3. Juni 2022 

Konstantin Blass, Düsseldorf 
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D er österreichische Bundeskanzler wurde zuletzt mit einem ungewöhnlichen Vorwurf 

konfrontiert. Der konservative ÖVPler hätte das links-rechts Schema hinter sich gelassen und 

betätige sich jetzt als Linkspopulist, wie der Chefredakteur der Tageszeitung „Die Presse“ im 

Leitartikel schreibt. Wie kommt es dazu? Hat Österreich nach einer kommunistischen 

Bürgermeisterin in Graz etwa auch noch einen kommunistischen Regierungschef? Was soll das bitte für ein 

Kommunismus sein? 

Reallohnverluste seit 1955. Die Preis-
erhöhungen werden vor allem durch ge-
stiegene Energiepreise getrieben, der 
Strompreis hat sich vervielfacht. Hinter-
grund ist der Ukraine-Krieg und die Dis-
kussion um einen Ausstieg aus 
russischem Gas, dessen Preis dadurch 
massiv gestiegen ist. Durch die soge-
nannte Merit-Order ergibt sich, dass der 
Strompreis durch das teuerste verwen-
dete Kraftwerk zustande kommt. Das ist 
derzeit in der Regel ein Gaskraftwerk. 

Das heißt, obwohl in Österreich der 
Energiemix zu 75 % aus erneuerbaren 
Energien besteht und der größte Strom-
anbieter VERBUND ausschließlich 
Strom aus Wasserkraft produziert, 
werden die Kunden voll zur Kasse 
gebeten. Für die Energieanbieter, die 
kein oder kaum Gas verwenden, 
bedeutet die Situation riesige 
Extraprofite. 

Gewinne besteuern 

Hier hakt Karl Nehammer mit dem Vor-
schlag ein, der Konzernchefs und 
Journaille so wütend macht. Nehammer 
lässt das Finanzministerium prüfen, wie 
diese unerwarteten Profite, sogenannte 
Windfall Profits, mittels einer Sonder-
steuer abgeschöpft werden könnten. 
Immerhin stellt die Regierung jedem 
Haushalt einen 150-Euro-Gutschein für 
die Energiejahresabrechnung zur Verfü-

gung, da möchte Nehammer die Staats-
kassen auch wieder auffüllen. 

Nehammers Vorschlag ist sehr 
unkonkret, jedenfalls soll er nur Unter-
nehmen betreffen, die in teilstaatlichem 
Besitz sind. Die Aktie vom VERBUND, 
wo fast 80 % vom Staat gehalten werden, 
ist seitdem massiv eingebrochen und 
hat 5 Milliarden Euro verloren.  Bürger-
liche Ökonomen sehen sich darin bestä-
tigt, dass Besteuerung der Wirtschaft 
schadet. Wir fragen stattdessen, warum 

der Energiesektor überhaupt eine private 
Beteiligung hat und an der Börse notiert 
ist.  

Ungewöhnlich sind solche Maßnahmen 
auch unter Konservativen jedenfalls 
nicht. Nehammers italienischer Kollege, 
Premier Draghi, hat gerade erst den 
Steuersatz auf Zusatzgewinnen aus den 
letzten 6 Monaten auf 25 % erhöht, der 
konservative griechische Regierungschef 
Mitsotakis möchte Gewinne, die über 
dem Vorjahresschnitt liegen, mit 90 
Prozent besteuern. Die EU-Kommission 
erlaubt dies explizit. 

Teuerung bekämpfen 

Selbst wenn es zu einer Besteuerung der 
Extraprofite kommt, was überhaupt 
nicht wahrscheinlich ist, ist das nicht 
mal ein Tropfen auf den heißen Stein. 
Mit Kommunismus hat das schon gar 
nichts zu tun. In den letzten 30 Jahren 

wurde ein großer Teil der öffentlichen 
Infrastruktur privatisiert, ausgelagert 
bzw. EU-Richtlinien entsprechend 
liberalisiert. Seitdem muss immer 
wieder der Staat einspringen, um die 
Absurditäten des Marktes zu begrenzen. 

Forderungen gegen die Teuerung gibt es 
viele, wie die Koppelung der Löhne an 
die Inflation, gesetzlicher Energie-
preisstopp und Mietendeckelung, 
Höchstpreise für Güter des täglichen Be-
darfs, erhöhte Heizkostenzuschüsse für 
Haushalte unter dem Median-
einkommen, Abschaltverbot für die 
Energieversorger und die Finanzierung 
all dessen durch Kapital und Vermögen 
der Reichen, um nur die Wichtigsten zu 
nennen. Diese werden wir aber nicht von 
Nehammer oder anderen bürgerlichen 
Politiker:innen geschenkt bekommen, 
sondern sie müssen erkämpft werden. 

Gerade im Energiebereich, der für die 
Versorgung der Menschen notwendig ist 
aber auch mit dem klimawandel-
erzeugenden CO2-Ausstoß verbunden ist, 
zeigt sich die Notwendigkeit einer 
geplanten Wirtschaft, die sich nach den 
Bedürfnissen der Menschen richtet und 
dabei gleichzeitig die Umwelt schützt. 

Florian Weissel, Wien 

<< In den letzten 30 Jahren wurde ein großer Teil der 
öffentlichen Infrastruktur privatisiert, ausgelagert 
bzw. [...] liberalisiert. Seitdem muss immer wieder 

der Staat einspringen, um die Absurditäten des 
Marktes zu begrenzen. >> 

D
ie Presse Chefredakteur Rainer  
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Russlands Imperialismus fußt auf zwei 
Beinen: seiner relativ großen Militär-
macht und seinem Reichtum an fossilen 
Energien, die zudem relativ leicht zu er-
schließen sind.  

Seit dem Einbruch der russischen 
Wirtschaft nach dem Untergang der 
Sowjetunion wird ungefähr die Hälfte 
des russischen Staatshaushalts durch 
die Exporteinnahmen für Öl und Gas 
finanziert. Auch deshalb streitet sich 
Putin seit Jahren mit den Westmächten 
um Einfluss in der Ukraine, denn durch 
dieses Land verläuft die Haupt-
lebensader der russischen Exporte: Über 
die Hälfte der Pipeline-Kapazitäten, mit 
denen Russland Gas nach (West-)Europa 
exportiert, geht durch die Ukraine. Zu-
dem gibt es im  umkämpften Donbas 
und rund um die Halbinsel Krim weitere 
unerschlossene Gasfelder. 

Doch hat der Krieg vor allem die Karten 
im internationalen Energiehandel neu 
gemischt. Vor dem Krieg waren Europa 
und vor allem Deutschland vom 
russischen Gas extrem abhängig: 55 % 
der deutschen Gasimporte kamen aus 
Russland, das weltweiter Gasexporteur 
Nummer eins ist. Aber auch ein Viertel 
des Erdöls in der EU kam noch im 
letzten Jahr aus Russland. Nun sollen 
möglichst schnell andere Quellen auf-
getan werden, doch leicht zu ersetzen ist 
gerade das Gas aus Russland nicht. Ein 
Monat nach Kriegsbeginn hat die EU 
vereinbart, den USA dieses Jahr 15 Mrd. 
m³ Flüssiggas abzukaufen – das wegen 
der Verflüssigung deutlich teurer ist und 
in den USA durch besonders umwelt-
schädliches Fracking gewonnen wird. 
Langfristig soll diese Menge auf 50 Mrd. 
m³ steigen. Das ist in etwa die Kapazität 
der gestoppten Pipeline Nord Stream 2 – 
ein Schelm, wer Böses dabei denkt! 

Außerdem waren Bundeswirtschafts-
minister Habeck (Grüne) und Kanzler 
Scholz (SPD) auf Einkaufstour in Katar, 
der Scheichmonarchie, die im Zusam-
menhang der Fußball-WM immer 
wieder wegen systematischer Men-
schenrechtsverstöße angeprangert wird. 
Katar will ebenfalls Flüssiggas nach 
Europa liefern, aber nicht vor 2026 — Da 
wird langfristig geplant! 

Spekulationslaune auf der Titanic 

Katar ist längst nicht das einzige Land, 
das langfristig in den Ausbau fossiler 
Energien investiert. Eine Studie des 
britischen „Guardian“ hat kürzlich offen-
gelegt, in welch gigantischem Ausmaß 
die Ölkonzerne unseren Planeten weiter 
„verbrennen“ wollen1. Über 100 Mio. 
Dollar tagtäglich (!!) sollen in den 
weiteren Ausbau von Öl- und Gasfeldern 
investiert werden. Der „Guardian“ listet 
195 solcher Großprojekte auf, die zu-
sammen alleine schon das CO2-Budget 
unseres Planeten komplett aufbrauchen 
würden.  

Wenn die Projekte, die schon längst 
geplant sind, vollständig umgesetzt 
werden, wird nicht nur das 1,5-Grad-Ziel 
des Pariser Klimaschutzabkommens 
verfehlt, sondern die Erde wird sich um 
mehr als 2,7 Grad erhitzen im Vergleich 
zur vorindustriellen Zeit. Die USA 

stehen übrigens ganz vorne auf dieser 
Klimasünder-Liste. 

Im Übrigen verdienen nicht nur die 
westlichen Konzerne – auch Russland 
hat in den ersten beiden Kriegsmonaten 
insgesamt 63 Milliarden Euro durch Öl- 
und Gasexporte eingenommen, 44 Mrd. 
davon aus der EU2. Letztes Jahr hat die 
EU im selben Zeitraum nur für 18 Mrd. 
Energie aus Russland importiert, die 
Sanktionen haben also die russischen 
Gewinne kurzfristig nicht verringert, 
sondern verdoppelt – wegen der gestie-
genen Preise! Langfristig könnte es für 
Russland allerdings eng werden, wenn 
der Westen tatsächlich auf Öl- und Gas-
lieferungen verzichten sollte – denn 
Pipelinekapazitäten zum Export bspw. 
nach China existieren kaum und ein 
Neubau dauert Jahrzehnte3. 

Richard Lux, Berlin 

Fußnoten 
1 https://www.freitag.de/autoren/the-guardian/
recherche-weltweit-wollen-konzerne-die-oelfoer 
derung-ausbauen?utm_source=pocket-newtab-
global-de-DE 
2 https://www.rnd.de/wirtschaft/wie-hoch-sind-
russlands-einnahmen-aus-energieexporten-
UNGPDM32VJPPCFUK6H WUTAZ66I.html  
3 https://www.focus.de/finanzen/russlands-neue-
kundschaft-ural-oel-gibt-es-jetzt-von-putins-
resterampe-aber-sein-erdgas-wird-der-neue-
ladenhueter_id_107935864.html  

D er Ukraine-Krieg dreht sich um Gas und Öl. Nicht nur, dass er zum Teil um den Zugang zu 
diesen fossilen Brennstoffen geführt wird, er hat auch mit den westlichen Sanktionen große 
Auswirkungen auf den weltweiten Energiemarkt. Und vor allem verstärkt er die Preisexplosion 
für Gas und Öl. Sehr zur Freude der großen Energiekonzerne, die ohne Rücksicht auf Verluste – 

aber mit Aussicht auf Riesengewinne – weiter fröhlich in die Klimakatastrophe investieren. 
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Nachdem der linkspopulistische 
Kandidat der FI2, Jean-Luc Mélenchon, 
im ersten Wahlgang den Einzug in die 
Stichwahl knapp verpasste, rief er die 
anderen linken Parteien dazu auf, in 
einem Bündnis und mit ihm als 
Kandidat für das Amt des Premier-
ministers an den Parlamentswahlen teil-
zunehmen. Die Koalition NUPES3 

gründete sich am 1. Mai 2022 und ver-
eint zahlreiche grüne und linke Parteien. 
Das Ziel ist, die zersplitterte Linke in 
Frankreich zu einen und so mit ver-
einten Kräften die Parlamentswahlen für 
sich entscheiden zu können. Aktuelle 
Umfragen sehen zwar nach wie vor die 
Mehrheit bei Macrons Wahlbündnis, 
dennoch sprechen Prognosen von circa 
25 % für die NUPES schon dafür, dass es 

einen sogenannten Linksruck im franzö-
sischen Parlament geben wird. Weder 
die FI, noch die Grünen oder die PS4 
werden jedoch im Parlament für radi-
kale, geschweige denn revolutionäre 
Ideen kämpfen, das haben sie alle in der 
Vergangenheit bewiesen und das wird 
sich auch in Personalunion nicht 
ändern. So hielt die Forderung nach 
einem Mindestlohn von 1400 Euro im 
Wahlprogramm nicht einmal der Infla-
tion stand und musste auf 1500 Euro an-
gehoben werden: mit knapp 200 Euro 
über dem jetzigen Mindestlohn eine 
wahrlich revolutionäre Forderung … 

Auch die NPA5, in der unsere Schwester-
organisation, die Fraction L’Etincelle, 
Mitglied ist, traf sich zu Beginn zu 
Gesprächen mit der NUPES. Doch 
stießen sie mit dem Beitritt der PS auf 
unüberbrückbare Differenzen und so ist 
ihr Verhältnis in Bezug auf die Wahlen 
ein Drahtseilakt – einige Kandidat:innen 
des Bündnisses unterstützen, und dort, 
wo sie nicht einverstanden sind, ver-
suchen eigene Listen aufzustellen. 
Unsere Genoss:innen machen dabei 
allerdings nicht mit – sie rufen in den 
Wahlen für die revolutionären 
Kandidat:innen der Lutte Ouvrière6 auf 
und treten dafür ein, den tatsächlichen 
Kampf auf der Straße und in den 
Betrieben, jetzt und über die Wahlen 
hinaus, fortzusetzen. 

Tatsächlich wirft diese Entwicklung in 
der französischen Linken auch nach den 
Wahlen viele Fragen auf. Denn die 
eigentlichen Themen, die sich nach zwei 
Jahren Pandemie und im Angesicht von 
fünf weiteren Jahren mit Macron als 
Präsident für die Menschen stellen, 

werden ganz sicher nicht auf dem Wahl-
zettel entschieden. So sehr Mélenchon 
das seinen Wähler:innen auch ver-
spricht, indem er sagt,  sie müssten nicht 
auf die Straße, sondern nur bis zur Wahl-
urne gehen. Nach der Wahl wird sich zei-
gen, ob Mélenchon es schafft, aus der 
zersplitterten Linken in diesem Bündnis 
eine Partei zu formen, die sich unter der 
Führung der FI mit ihren links-
populistischen Ideen, gespickt mit 
französischem Nationalgefühl, als neue 
politische Kraft in den Parlamenten und 
Rathäusern Frankreichs einrichten kann. 
Uns jedoch sollte klar sein, dass die 
NUPES kein Interesse daran haben wird, 
darüber hinaus aktive Kämpfe zu führen, 
in Bewegungen präsent zu sein und 
revolutionäre Forderungen zu stellen. 
Das können wir nur selber tun. 

Maria Brücke, Berlin 

Fußnoten 

1. La République En Marche, 
liberale Partei um Macron  

2. La France insoumise – Das un-
beugsame Frankreich 

3 Nouvelle union populaire 
écologique et sociale – Neue öko-
logische und soziale Volksunion 

4 Parti Socialiste, sozial-
demokratische Partei 

5 Nouveau parti anticapitaliste – 
Neue antikapitalistische Partei 

6 LO – zu deutsch: 
Arbeiter:innenkampf  

E s sind Wahlen in Frankreich. Wie? Schon wieder? Ja, nach der Präsidentschaftswahl im 
vergangenen April wird nun im Juni das Parlament gewählt. In der Regel entscheidet die Partei, 
die den Präsidenten stellt, diese Wahl für sich, so auch 2017, als die LREM1 die absolute Mehrheit 
der Sitze erringen konnte. Doch in den letzten Jahren hat sich das Land gewandelt, die Politik 

Macrons bedeutet eine immer prekärere Situation für die Arbeitenden. Dagegen gab es die Bewegungen der 
Gelbwesten und gegen die Rentenreform. Nur der scheinbare Stillstand durch zwei Jahre Pandemie und die 
Opposition gegen eine Wahl der rechtsextremen Kandidatin Marine Le Pen haben wohl den erneuten Sieg 
von Emmanuel Macron bei den Präsidentschaftswahlen ermöglicht.  
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Die Einzelschicksale spiegeln die Lage 
einer ganzen Klasse wider — der 
Arbeiter:innenklasse. Die Erzählung 
zeigt den engen Rahmen, den diese 
Klassenzugehörigkeit jedem Aspekt des 
Lebens der Menschen aufzwingt, ob 
Arbeit, Bildung, Persönlichkeits-

entwicklung oder soziale Beziehungen. 
Der Roman zeigt uns, wie wir 
durchdrungen sind von unserer 
Klassenzugehörigkeit, wie wir sie 
reproduzieren und über Generationen 
weitergeben. Dabei stellt er die 
neoliberale Erzählung über die 
unbegrenzte Selbstverwirklichung 
grundlegend in Frage. Wie frei können 
wir in einer Gesellschaft sein, die durch 
Klassenverhältnisse bestimmt ist? –
Diese Frage schwingt leise mit, während 
wir das Leben der Menschen in 
Heillange verfolgen. Der Autor zeigt uns 
die Probleme, die Härte der Gesellschaft, 
ohne jedoch das Schöne des Lebens 
auszulassen, ohne in Kitsch, Pomp oder 
überhebliche Analyse zu verfallen. Er 

zeigt das Raue und das Sinnliche 
eingebettet in den existierenden 
Widersprüchen der kapitalistischen 
Gesellschaft. Auf eine klare Weise 
werden Themen wie Rassismus, 
Sexismus, Gewalt, Sucht und erwachsen 
werden verhandelt.  

Nicolas Mathieu wählt wohl nicht 
umsonst die 90er Jahre aus, um die 
Entwicklung der Arbeiter:innenklasse 
anhand einer Generation zu 
beschreiben. Ihre organisierte Kraft 
scheint fast erloschen zu sein, statt der 
Solidarität, statt des Kollektivs nimmt 
das Individuum und das Überleben des 
Einzelnen einen immer größeren Platz 
ein, statt Klassenbewusstsein und 
Klassenkampf breiten sich die hohlen 
und trügerischen Phrasen des 
Fortschritts in die Zukunft immer weiter 
aus. Die Protagonist:innen befinden sich 
genau an der Schwelle dieser 
Zeitenwende, mit den großen 
Geschichten der Vergangenheit erzogen  
und mit der Generation ihrer Eltern vor 
Augen, die an den  gesellschaftlichen 

Veränderungen zerbrechen, versuchen 
sie ihren eigenen Weg zu finden, an den 
schweren Gittertüren des Systems zu 
rütteln und sich ihre Freiräume zu 
erkämpfen. Der Roman bietet kein 
Programm für einen Weg hinaus, er sagt 
nicht, was getan werden muss, um diese 
gesellschaftlichen Verhältnisse zu 
überwinden, aber er beschreibt die Lage 
der Klasse, die das Potential hat, diese 
Veränderung herbeizuführen. Und auch 
wenn viel Scheitern, viel Schwere darin 
liegt, ist diese Lage und die Geschichte 
ganz und gar nicht hoffnungslos. Der 
Roman schaffte es trotz allem, dass die 
Leser:in in die süße Melancholie eines 
lauen Sommerabends mit all seinen 
Träumen, Möglichkeiten und 
Sehnsüchten eintaucht. 

Zu guter Letzt eine kleine Anmerkung 
der Rezensionsautorin: Wer den in der 
deutschsprachigen Linken viel 
gefeierten Didier Eribon und sein Buch 
„Rückkehr nach Reims“ gelesen hat, wird 
viele Themen wiederfinden, wer sich 
entscheiden muss zwischen den beiden 
Werken, dem würde ich „Wie später ihre 
Kinder“ empfehlen, das Buch macht 
einfach viel mehr Freude beim Lesen 
und hat absoluten Suchtcharakter. 

Nike Milos, Wien 

IMPRESSUM | Herausgeberin: RSO, Stiftgasse 8, 1070 Wien | Druck: Eigenvervielfältigung/Flyeralarm  
Verantwortlicher Redakteur: Florian Sund, Schmarjestr. 17, 14169 Berlin 

D er Roman des französischen Schriftstellers Nicolas Mathieu spielt in der Kleinstadt Heillange 
im Osten Frankreichs zwischen 1992 und 1998. Sowohl der Ort als auch die Zeit sind der 
Ankerpunkt dieser Erzählung. Eine Kleinstadt, geprägt durch die stillgelegten Hochöfen der 
Schwerindustrie, in einer Zeit, in der nicht mehr die Arbeit in der Fabrik die Verbindung der 

dort wohnenden Menschen ist, sondern die Arbeitslosigkeit, die Perspektivlosigkeit, das Überleben im 
aufkommenden Neoliberalismus. So gesehen ist der Ort wiederum austauschbar durch viele andere 
Kleinstädte Europas in dieser Zeit, die im Schatten der geschlossenen Industrieviertel ihre neue Identität, 
ihre neue Zukunft suchen müssen. Die Protagonist:innen des Romans sind die Jugendlichen der Kleinstadt 
und deren Familien – in Plattenbauten, in Reihenhäusern, in den wenigen wohlhabenden Kleinstadtvillen. 
Nach außen hin erweckt das Buch den Eindruck, es handle sich um einen platten Coming-of-Age-Roman, 
jedoch offenbart das Innere eine Beschreibung unserer Klassengesellschaft. 

<< So gesehen ist der Ort wiederum austauschbar 
durch viele andere Kleinstädte Europas in dieser 

Zeit, die im Schatten der geschlossenen 
Industrieviertel ihre neue Identität, ihre neue 

Zukunft suchen müssen. >> 



D ie bewusste Ver-
wendung von 
Ressourcen und die 
Nutzung des gesamten 

menschlichen Wissens können 
allen Menschen auf unserer Erde 
ein gutes Leben sichern und 
gleichzeitig die Welt vor dem 
Klimakollaps retten. Stattdessen 
steuert die Welt von einer Krise in 
die nächste. Ursache für all dies ist 
der Kapitalismus, der aus-
schließlich im Interesse einiger 
Weniger funktioniert. 

Wir, die Revolutionär Sozialistische 
Organisation (RSO), organisieren 
uns gegen den Kapitalismus und für 
eine sozialistische Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung. Der Sozia-
lismus, für den wir kämpfen, ist eine 
freie, demokratische, auf gewählten 
Räten aufbauende Gesellschaft. 
Eine Gesellschaft, die im Interesse 
aller funktioniert. Die Arbei-
ter:innenklasse hat das Potenzial, 
diese Gesellschaft zu verwirklichen. 
Deshalb geben wir seit vielen 
Jahren Flugblätter in unter-

schiedlichen Betrieben heraus, mit 
denen wir Missstände anprangern, 
Kolleg:innen ein Sprachrohr bieten 
und versuchen Basisaktivitäten zu 
vernetzen. Wir nehmen an 
Demonstrationen, Aktionen und 
Arbeitskämpfen teil, diskutieren 
solidarisch über Politik und 
tauschen uns mit unter-
schiedlichen Aktivist:innen aus. In 
sozialen und ökologischen 
Konflikten treten wir für die 
Selbstorganisation und die Aus-
dehnung der Kämpfe auf breitere 
Teile der Lohnabhängigen ein. Für 
uns ist der Kampf gegen Aus-
beutung, gegen Sexismus und 
Rassismus, gegen Rechts-
extremismus und gegen Umwelt-
zerstörung immer verbunden mit 
einem Kampf gegen den 
Kapitalismus. Denn der verhindert 
ein solidarisches Zusammenleben. 

Wir sind in verschiedenen Städten 
und Ländern aktiv und vernetzt, 
zurzeit in Deutschland, Österreich, 
Frankreich und den USA. Dabei 
setzen wir uns ein für den Aufbau 

einer revolutionär kommun-
istischen Internationale in der Welt 
und für den Aufbau unabhängiger 
Parteien der Arbeiter:innenklasse, 
abseits von reformistischen und 
bürokratischen Partei- und              
Gewerkschaftsapparaten. Wenn Du 
an diesem Projekt interessiert bist, 
dann tritt mit uns in Kontakt, werde 
mit uns aktiv und unterstütze uns 
im Aufbau einer revolutionären und 
sozialistischen Organisation! 

Eine ausführlichere Version findet 
ihr auf  www.sozialismus.click/was-
wir-wollen/


